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Gesetz zur Änderung und Vereinfachung der Unternehmens-
besteuerung und des steuerlichen Reisekostenrechts

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 201. Sitzung am 25. Oktober 2012 

aufgrund der Beschlussempfehlung und des Berichts des Finanzausschusses 

– Drucksachen 17/11180, 17/11217 – den von den Fraktionen der CDU/CSU und 
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Unternehmensbesteuerung und des steuerlichen Reisekostenrechts  

– Drucksache 17/10774 –

in beigefügter Fassung angenommen.

Initiativgesetz des Bundestages

Fristablauf: 23.11.12





Gesetz zur Änderung und Vereinfachung der Unternehmensbesteuerung und des
steuerlichen Reisekostenrechts

Vom …

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Änderung des Einkommensteuergesetzes

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Oktober 2009 (BGBl. I S. 3366,
3862), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 8. Mai 2012 (BGBl. I S. 1030) geändert worden ist, wird
wie folgt geändert:

1. § 3 wird wie folgt geändert:

a) Nummer 13 wird wie folgt gefasst:

„13. die aus öffentlichen Kassen gezahlten Reisekostenvergütungen, Umzugskostenvergütungen und
Trennungsgelder. Die als Reisekostenvergütungen gezahlten Vergütungen für Verpflegung sind
nur insoweit steuerfrei, als sie die Pauschbeträge nach § 9 Absatz 4a nicht übersteigen; Tren-
nungsgelder sind nur insoweit steuerfrei, als sie die nach § 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 5 und Ab-
satz 4a abziehbaren Aufwendungen nicht übersteigen;“.

b) Nummer 16 wird wie folgt gefasst:

„16. die Vergütungen, die Arbeitnehmer außerhalb des öffentlichen Dienstes von ihrem Arbeitgeber
zur Erstattung von Reisekosten, Umzugskosten oder Mehraufwendungen bei doppelter Haus-
haltsführung erhalten, soweit sie die nach § 9 als Werbungskosten abziehbaren Aufwendungen
nicht übersteigen;“.

2. § 4 Absatz 5 Satz 1 wird wie folgt geändert:

a) Nummer 5 wird wie folgt gefasst:

„5. Mehraufwendungen für die Verpflegung des Steuerpflichtigen. Wird der Steuerpflichtige vorü-
bergehend von seiner Wohnung und dem Mittelpunkt seiner dauerhaft angelegten betrieblichen
Tätigkeit entfernt betrieblich tätig, sind die Mehraufwendungen für Verpflegung nach Maßgabe
des § 9 Absatz 4a abziehbar;“.

b) Nummer 6 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 werden die Wörter „Nummer 4 und 5 Satz 1 bis 6“ durch die Wörter „Nummer 4 Satz 2
bis 6 und Nummer 5 Satz 5 bis 7“ ersetzt.

bb) In Satz 3 werden die Wörter „§ 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 4“ durch die Wörter „§ 9 Absatz 1
Satz 3 Nummer 4 Satz 2 bis 6“ und die Wörter „§ 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 5 Satz 4 bis 6“
durch die Wörter „§ 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 5 Satz 5 bis 7“ ersetzt.

c) Nach Nummer 6 wird folgende Nummer 6a eingefügt:

„6a. die Mehraufwendungen für eine betrieblich veranlasste doppelte Haushaltsführung, soweit sie
die nach § 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 5 Satz 1 bis 4 abziehbaren Beträge und die Mehraufwen-
dungen für betrieblich veranlasste Übernachtungen, soweit sie die nach § 9 Absatz 1 Satz 3
Nummer 5a abziehbaren Beträge übersteigen;“.

3. § 8 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 3 werden die Wörter „Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte“ durch die Wörter „Fahr-
ten zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte sowie Fahrten nach § 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 4a
Satz 3“ sowie die Wörter „Entfernung zwischen Wohnung und Arbeitsstätte“ durch die Wörter „Ent-
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fernung zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte sowie der Fahrten nach § 9 Absatz 1 Satz 3
Nummer 4a Satz 3“ ersetzt.

b) In Satz 4 werden die Wörter „zu Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte“ durch die Wörter „zu
Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte sowie Fahrten nach § 9 Absatz 1 Satz 3 Num-
mer 4a Satz 3“ sowie die Wörter „der Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte“ durch die Wör-
ter „der Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte sowie Fahrten nach § 9 Absatz 1
Satz 3 Nummer 4a Satz 3“ ersetzt.

c) Nach Satz 7 werden die folgenden Sätze eingefügt:

„Wird dem Arbeitnehmer während einer beruflichen Tätigkeit außerhalb seiner Wohnung und ersten
Tätigkeitsstätte vom Arbeitgeber oder auf dessen Veranlassung von einem Dritten eine Mahlzeit zur
Verfügung gestellt, ist diese Mahlzeit mit dem Wert nach Satz 6 (maßgebender amtlicher Sachbe-
zugswert nach der Sozialversicherungsentgeltverordnung) anzusetzen, wenn der Preis für die Mahlzeit
60 Euro nicht übersteigt. Der Ansatz einer nach Satz 8 bewerteten Mahlzeit unterbleibt, wenn beim
Arbeitnehmer für ihm entstehende Mehraufwendungen für Verpflegung ein Werbungskostenabzug
nach § 9 Absatz 4a Satz 1 bis 7 in Betracht käme.“

4. § 9 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt geändert:

aa) Nummer 4 wird wie folgt gefasst:

„4. Aufwendungen des Arbeitnehmers für die Wege zwischen Wohnung und erster Tätigkeits-
stätte im Sinne des Absatzes 4. Zur Abgeltung dieser Aufwendungen ist für jeden Arbeits-
tag, an dem der Arbeitnehmer die erste Tätigkeitsstätte aufsucht, eine Entfernungspauschale
für jeden vollen Kilometer der Entfernung zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte
von 0,30 Euro anzusetzen, höchstens jedoch 4 500 Euro im Kalenderjahr; ein höherer Be-
trag als 4 500 Euro ist anzusetzen, soweit der Arbeitnehmer einen eigenen oder ihm zur
Nutzung überlassenen Kraftwagen benutzt. Die Entfernungspauschale gilt nicht für Flug-
strecken und Strecken mit steuerfreier Sammelbeförderung nach § 3 Nummer 32. Für die
Bestimmung der Entfernung ist die kürzeste Straßenverbindung zwischen Wohnung und
erster Tätigkeitsstätte maßgebend; eine andere als die kürzeste Straßenverbindung kann zu-
grunde gelegt werden, wenn diese offensichtlich verkehrsgünstiger ist und vom Arbeitneh-
mer regelmäßig für die Wege zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte benutzt wird.
Nach § 8 Absatz 2 Satz 11 oder Absatz 3 steuerfreie Sachbezüge für Fahrten zwischen
Wohnung und erster Tätigkeitsstätte mindern den nach Satz 2 abziehbaren Betrag; ist der
Arbeitgeber selbst der Verkehrsträger, ist der Preis anzusetzen, den ein dritter Arbeitgeber
an den Verkehrsträger zu entrichten hätte. Hat ein Arbeitnehmer mehrere Wohnungen, so
sind die Wege von einer Wohnung, die nicht der ersten Tätigkeitsstätte am nächsten liegt,
nur zu berücksichtigen, wenn sie den Mittelpunkt der Lebensinteressen des Arbeitnehmers
bildet und nicht nur gelegentlich aufgesucht wird.“

bb) Nach Nummer 4 wird folgende Nummer 4a eingefügt:

„4a. Aufwendungen des Arbeitnehmers für beruflich veranlasste Fahrten, die nicht Fahrten zwi-
schen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte im Sinne des Absatzes 4 sowie keine Familien-
heimfahrten sind. Anstelle der tatsächlichen Aufwendungen, die dem Arbeitnehmer durch
die persönliche Benutzung eines Beförderungsmittels entstehen, können die Fahrtkosten mit
den pauschalen Kilometersätzen angesetzt werden, die für das jeweils benutzte Beförde-
rungsmittel (Fahrzeug) als höchste Wegstreckenentschädigung nach dem Bundesreisekos-
tengesetz festgesetzt sind. Hat ein Arbeitnehmer keine erste Tätigkeitsstätte (§ 9 Absatz 4)
und hat er nach den dienst- oder arbeitsrechtlichen Festlegungen sowie den diese ausfüllen-
den Absprachen und Weisungen zur Aufnahme seiner beruflichen Tätigkeit dauerhaft den-
selben Ort oder dasselbe weiträumige Tätigkeitsgebiet typischerweise arbeitstäglich aufzu-
suchen, gilt Absatz 1 Satz 3 Nummer 4 und Absatz 2 für die Fahrten von der Wohnung zu
diesem Ort oder dem zur Wohnung nächstgelegenen Zugang zum Tätigkeitsgebiet entspre-
chend. Für die Fahrten innerhalb des weiträumigen Tätigkeitsgebietes gelten die Sätze 1
und 2 entsprechend.“

cc) Nummer 5 wird wie folgt gefasst:
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„5. notwendige Mehraufwendungen, die einem Arbeitnehmer wegen einer beruflich veranlass-
ten doppelten Haushaltsführung entstehen. Eine doppelte Haushaltsführung liegt nur vor,
wenn der Arbeitnehmer außerhalb des Ortes seiner ersten Tätigkeitsstätte einen eigenen
Hausstand unterhält und auch am Ort der ersten Tätigkeitsstätte wohnt. Das Vorliegen eines
eigenen Hausstands setzt das Innehaben einer Wohnung sowie eine finanzielle Beteiligung
an den Kosten der Lebensführung voraus. Als Unterkunftskosten für eine doppelte Haus-
haltsführung können im Inland die tatsächlichen Aufwendungen für die Nutzung der Unter-
kunft angesetzt werden, höchstens 1 000 Euro im Monat. Aufwendungen für die Wege vom
Ort der ersten Tätigkeitsstätte zum Ort des eigenen Hausstandes und zurück (Familienheim-
fahrt) können jeweils nur für eine Familienheimfahrt wöchentlich abgezogen werden. Zur
Abgeltung der Aufwendungen für eine Familienheimfahrt ist eine Entfernungspauschale
von 0,30 Euro für jeden vollen Kilometer der Entfernung zwischen dem Ort des eigenen
Hausstandes und dem Ort der ersten Tätigkeitsstätte anzusetzen. Nummer 4 Satz 3 bis 5 ist
entsprechend anzuwenden. Aufwendungen für Familienheimfahrten mit einem dem Steuer-
pflichtigen im Rahmen einer Einkunftsart überlassenen Kraftfahrzeug werden nicht berück-
sichtigt.“

dd) Nach Nummer 5 wird folgende Nummer 5a eingefügt:

„5a. notwendige Mehraufwendungen eines Arbeitnehmers für beruflich veranlasste Übernach-
tungen an einer Tätigkeitsstätte, die nicht erste Tätigkeitsstätte ist. Übernachtungskosten
sind die tatsächlichen Aufwendungen für die persönliche Inanspruchnahme einer Unter-
kunft zur Übernachtung. Soweit höhere Übernachtungskosten anfallen, weil der Arbeitneh-
mer eine Unterkunft gemeinsam mit Personen nutzt, die in keinem Dienstverhältnis zum
selben Arbeitgeber stehen, sind nur diejenigen Aufwendungen anzusetzen, die bei alleiniger
Nutzung durch den Arbeitnehmer angefallen wären. Nach Ablauf von 48 Monaten einer
längerfristigen beruflichen Tätigkeit an derselben Tätigkeitsstätte, die nicht erste Tätigkeits-
stätte ist, können Unterkunftskosten nur noch bis zur Höhe des Betrags nach Nummer 5 an-
gesetzt werden. Eine Unterbrechung dieser beruflichen Tätigkeit an derselben Tätigkeits-
stätte führt zu einem Neubeginn, wenn die Unterbrechung mindestens sechs Monate dau-
ert.“

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Durch die Entfernungspauschalen sind sämtliche Aufwendungen abgegolten, die durch die
Wege zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte im Sinne des Absatzes 4 und durch die Fami-
lienheimfahrten veranlasst sind. Aufwendungen für die Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel können
angesetzt werden, soweit sie den im Kalenderjahr insgesamt als Entfernungspauschale abziehbaren
Betrag übersteigen. Behinderte Menschen,

1. deren Grad der Behinderung mindestens 70 beträgt,

2. deren Grad der Behinderung weniger als 70, aber mindestens 50 beträgt und die in ihrer Bewe-
gungsfähigkeit im Straßenverkehr erheblich beeinträchtigt sind,

können anstelle der Entfernungspauschalen die tatsächlichen Aufwendungen für die Wege zwischen
Wohnung und erster Tätigkeitsstätte und für Familienheimfahrten ansetzen. Die Voraussetzungen der
Nummern 1 und 2 sind durch amtliche Unterlagen nachzuweisen.“

c) In Absatz 3 werden die Wörter „Nummer 4 und 5 und Absatz 2“ durch die Wörter „Nummer 4 bis 5a
sowie die Absätze 2 und 4a“ ersetzt.

d) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 eingefügt:

„(4) Erste Tätigkeitsstätte ist die ortsfeste betriebliche Einrichtung des Arbeitgebers, eines ver-
bundenen Unternehmens (§ 15 des Aktiengesetzes) oder eines vom Arbeitgeber bestimmten Dritten,
der der Arbeitnehmer dauerhaft zugeordnet ist. Die Zuordnung im Sinne des Satzes 1 wird durch die
dienst- oder arbeitsrechtlichen Festlegungen sowie die diese ausfüllenden Absprachen und Weisungen
bestimmt. Von einer dauerhaften Zuordnung ist insbesondere auszugehen, wenn der Arbeitnehmer
unbefristet, für die Dauer des Dienstverhältnisses oder über einen Zeitraum von 48 Monaten hinaus an
einer solchen Tätigkeitsstätte tätig werden soll. Fehlt eine solche dienst- oder arbeitsrechtliche Festle-
gung auf eine Tätigkeitsstätte oder ist sie nicht eindeutig, ist erste Tätigkeitsstätte die betriebliche Ein-
richtung, an der der Arbeitnehmer
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1. typischerweise arbeitstäglich tätig werden soll oder

2. je Arbeitswoche zwei volle Arbeitstage oder mindestens ein Drittel seiner vereinbarten regelmä-
ßigen Arbeitszeit tätig werden soll.

Je Dienstverhältnis hat der Arbeitnehmer höchstens eine erste Tätigkeitsstätte. Liegen die Vorausset-
zungen der Sätze 1 bis 4 für mehrere Tätigkeitsstätten vor, ist diejenige Tätigkeitsstätte erste Tätig-
keitsstätte, die der Arbeitgeber bestimmt. Fehlt es an dieser Bestimmung oder ist sie nicht eindeutig,
ist die der Wohnung örtlich am nächsten liegende Tätigkeitsstätte die erste Tätigkeitsstätte. Als erste
Tätigkeitsstätte gilt auch eine Bildungseinrichtung, die außerhalb eines Dienstverhältnisses zum Zwe-
cke eines Vollzeitstudiums oder einer vollzeitigen Bildungsmaßnahme aufgesucht wird.“

e) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 4a eingefügt:

„(4a) Mehraufwendungen des Arbeitnehmers für die Verpflegung sind nur nach Maßgabe
der folgenden Sätze als Werbungskosten abziehbar. Wird der Arbeitnehmer außerhalb seiner Woh-
nung und ersten Tätigkeitsstätte beruflich tätig (auswärtige berufliche Tätigkeit), ist zur Abgeltung der
ihm tatsächlich entstandenen, beruflich veranlassten Mehraufwendungen eine Verpflegungspauschale
anzusetzen. Diese beträgt

1. 24 Euro für jeden Kalendertag, an dem der Arbeitnehmer 24 Stunden von seiner Wohnung abwe-
send ist,

2. jeweils 12 Euro für den An- und Abreisetag, wenn der Arbeitnehmer an diesem, einem anschlie-
ßenden oder vorhergehenden Tag außerhalb seiner Wohnung übernachtet,

3. 12 Euro für den Kalendertag, an dem der Arbeitnehmer ohne Übernachtung außerhalb seiner
Wohnung mehr als 8 Stunden von seiner Wohnung und der ersten Tätigkeitsstätte abwesend ist;
beginnt die auswärtige berufliche Tätigkeit an einem Kalendertag und endet am nachfolgenden
Kalendertag ohne Übernachtung, werden 12 Euro für den Kalendertag gewährt, an dem der Ar-
beitnehmer den überwiegenden Teil der insgesamt mehr als 8 Stunden von seiner Wohnung und
der ersten Tätigkeitsstätte abwesend ist.

Hat der Arbeitnehmer keine erste Tätigkeitsstätte, gelten die Sätze 2 und 3 entsprechend; Wohnung
im Sinne der Sätze 2 und 3 ist der eigene Hausstand, der den Mittelpunkt der Lebensinteressen des
Arbeitnehmers bildet sowie eine Unterkunft am Ort der ersten Tätigkeitsstätte im Rahmen der doppel-
ten Haushaltsführung. Bei einer Tätigkeit im Ausland treten an die Stelle der Pauschbeträge nach
Satz 3 länderweise unterschiedliche Pauschbeträge, die für die Fälle der Nummer 1 mit 120 sowie der
Nummern 2 und 3 mit 80 Prozent der Auslandstagegelder nach dem Bundesreisekostengesetz vom
Bundesministerium der Finanzen im Einvernehmen mit den obersten Finanzbehörden der Länder auf-
gerundet auf volle Euro festgesetzt werden; dabei bestimmt sich der Pauschbetrag nach dem Ort, den
der Arbeitnehmer vor 24 Uhr Ortszeit zuletzt erreicht, oder, wenn dieser Ort im Inland liegt, nach dem
letzten Tätigkeitsort im Ausland. Der Abzug der Verpflegungspauschalen ist auf die ersten drei Mona-
te einer längerfristigen beruflichen Tätigkeit an derselben Tätigkeitsstätte beschränkt. Eine Unterbre-
chung dieser beruflichen Tätigkeit an derselben Tätigkeitsstätte führt zu einem Neubeginn, wenn sie
mindestens vier Wochen dauert. Wird dem Arbeitnehmer anlässlich oder während einer Tätigkeit au-
ßerhalb seiner ersten Tätigkeitsstätte vom Arbeitgeber oder auf dessen Veranlassung von einem Drit-
ten eine Mahlzeit zur Verfügung gestellt, sind die nach den Sätzen 3 und 5 ermittelten Verpflegungs-
pauschalen zu kürzen:

1. für Frühstück um 20 Prozent,

2. für Mittag- und Abendessen um jeweils 40 Prozent,

der nach Satz 3 Nummer 1 gegebenenfalls in Verbindung mit Satz 5 maßgebenden Verpflegungspau-
schale für einen vollen Kalendertag; die Kürzung darf die ermittelte Verpflegungspauschale nicht
übersteigen. Satz 8 gilt auch, wenn Reisekostenvergütungen wegen der zur Verfügung gestellten
Mahlzeiten einbehalten oder gekürzt werden oder die Mahlzeiten nach § 40 Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 1a pauschal besteuert werden. Hat der Arbeitnehmer für die Mahlzeit ein Entgelt gezahlt, mindert
dieser Betrag den Kürzungsbetrag nach Satz 8. Erhält der Arbeitnehmer steuerfreie Erstattungen für
Verpflegung, ist ein Werbungskostenabzug insoweit ausgeschlossen. Die Verpflegungspauschalen
nach den Sätzen 3 und 5 sowie die Dreimonatsfrist nach den Sätzen 6 und 7 gelten auch für den Ab-
zug von Mehraufwendungen für Verpflegung, die bei einer beruflich veranlassten doppelten Haus-
haltsführung entstehen; dabei ist für jeden Kalendertag innerhalb der Dreimonatsfrist, an dem gleich-
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zeitig eine Tätigkeit im Sinne des Satzes 2 oder des Satzes 4 ausgeübt wird, nur der jeweils höchste in
Betracht kommende Pauschbetrag abziehbar. Die Dauer einer Tätigkeit im Sinne des Satzes 2 an dem
Tätigkeitsort, an dem die doppelte Haushaltsführung begründet wurde, ist auf die Dreimonatsfrist an-
zurechnen, wenn sie ihr unmittelbar vorausgegangen ist.“

f) In Absatz 5 Satz 1 werden die Wörter „Nummer 1 bis 5“ durch die Wörter „Nummer 1 bis 4“ ersetzt.

5. § 10 Absatz 1 Nummer 7 Satz 4 wird wie folgt gefasst:

„§ 4 Absatz 5 Satz 1 Nummer 6b, § 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 4 und 5, Absatz 2, Absatz 4 Satz 7 und Ab-
satz 4a sind bei der Ermittlung der Aufwendungen anzuwenden;“.

6. In § 10d Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „511 500“ durch die Angabe „1 000 000“ und die Angabe
„1 023 000“ durch die Angabe „2 000 000“ ersetzt.

7. In § 37b Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter „§ 8 Absatz 2 Satz 2 bis 8“ durch die Wörter „§ 8 Absatz 2
Satz 2 bis 10“ ersetzt.

8. § 40 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

a) Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Nach Nummer 1 wird folgende Nummer 1a eingefügt:

„1a. oder auf seine Veranlassung ein Dritter den Arbeitnehmern anlässlich einer beruflichen Tä-
tigkeit außerhalb seiner Wohnung und ersten Tätigkeitsstätte Mahlzeiten zur Verfügung
stellt, die nach § 8 Absatz 2 Satz 8 und 9 mit dem Sachbezugswert anzusetzen sind,“.

bb) Nummer 4 wird wie folgt gefasst:

„4. Vergütungen für Verpflegungsmehraufwendungen anlässlich einer Tätigkeit im Sinne des
§ 9 Absatz 4a Satz 3 bis 6 zahlt, soweit diese die dort bezeichneten Pauschalen um nicht
mehr als 100 Prozent übersteigen,“.

b) Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Der Arbeitgeber kann die Lohnsteuer mit einem Pauschsteuersatz von 15 Prozent für Sachbezüge in
Form der unentgeltlichen oder verbilligten Beförderung eines Arbeitnehmers zwischen Wohnung und
erster Tätigkeitsstätte und für zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn geleistete Zuschüsse
zu den Aufwendungen des Arbeitnehmers für Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte
erheben, soweit diese Bezüge den Betrag nicht übersteigen, den der Arbeitnehmer nach § 9 Absatz 1
Satz 3 Nummer 4 und Absatz 2 als Werbungskosten geltend machen könnte, wenn die Bezüge nicht
pauschal besteuert würden.“

9. § 41b Absatz 1 Satz 2 Nummer 8 wird wie folgt gefasst:

„8. für die dem Arbeitnehmer zur Verfügung gestellten Mahlzeiten nach § 8 Absatz 2 Satz 8 den Groß-
buchstaben M,“.

10. § 52 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Diese Fassung des Gesetzes ist, soweit in den folgenden Absätzen und § 52a nichts anderes
bestimmt ist, erstmals für den Veranlagungszeitraum 2014 anzuwenden. Beim Steuerabzug vom Ar-
beitslohn gilt Satz 1 mit der Maßgabe, dass diese Fassung erstmals auf den laufenden Arbeitslohn an-
zuwenden ist, der für einen nach dem 31. Dezember 2013 endenden Lohnzahlungszeitraum gezahlt
wird, und auf sonstige Bezüge, die nach dem 31. Dezember 2013 zufließen.“

b) In Absatz 12 werden die Sätze 4 und 5 wie folgt gefasst:

„§ 4 Absatz 5 Satz 1 Nummer 5 in der Fassung des Artikels … des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …
[einsetzen: Datum und Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes]) ist erstmals ab dem 1. Januar
2014 anzuwenden. § 4 Absatz 5 Satz 1 Nummer 6a in der Fassung des Artikels … des Gesetzes vom
… (BGBl. I S. … [einsetzen: Datum und Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes]) ist erst-
mals ab dem 1. Januar 2014 anzuwenden.“

c) Dem Absatz 25 wird folgender Satz angefügt:
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„§ 10d Absatz 1 Satz 1 in der Fassung des Artikels … des Gesetzes vom … (BGBl. I S. … [einsetzen:
Datum und Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes]) ist erstmals auf negative Einkünfte an-
zuwenden, die bei der Ermittlung des Gesamtbetrags der Einkünfte des Veranlagungszeitraums 2013
nicht ausgeglichen werden können.“

Artikel 2

Änderung des Körperschaftsteuergesetzes

Das Körperschaftsteuergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2002 (BGBl. I
S. 4144), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 7. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2592) geändert worden
ist, wird wie folgt geändert:

1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 18 wie folgt gefasst:

„§ 18 (weggefallen)“.

2. § 14 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert:

aaa) Im Satzteil vor Nummer 1 werden die Wörter „mit Geschäftsleitung und Sitz im Inland“
durch die Wörter „mit Geschäftsleitung im Inland und Sitz in einem Mitgliedstaat der
Europäischen Union oder in einem Vertragsstaat des EWR-Abkommens“ ersetzt und
werden die Wörter „so ist das“ durch die Wörter „ist das“ ersetzt.

bbb) Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

„2. Organträger muss eine natürliche Person oder eine nicht von der Körperschaftsteuer
befreite Körperschaft, Personenvereinigung oder Vermögensmasse sein. Organträ-
ger kann auch eine Personengesellschaft im Sinne des § 15 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 2 des Einkommensteuergesetzes sein, wenn sie eine Tätigkeit im Sinne des
§ 15 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Einkommensteuergesetzes ausübt. Die Voraus-
setzung der Nummer 1 muss im Verhältnis zur Personengesellschaft selbst erfüllt
sein. Die Beteiligung im Sinne der Nummer 1 an der Organgesellschaft oder, bei
mittelbarer Beteiligung an der Organgesellschaft, die Beteiligung im Sinne der
Nummer 1 an der vermittelnden Gesellschaft, müssen ununterbrochen während der
gesamten Dauer der Organschaft einer inländischen Betriebsstätte im Sinne des
§ 12 der Abgabenordnung des Organträgers zuzuordnen sein. Ist der Organträger
mittelbar über eine oder mehrere Personengesellschaften an der Organgesellschaft
beteiligt, gilt Satz 4 sinngemäß. Das Einkommen der Organgesellschaft ist der in-
ländischen Betriebsstätte des Organträgers zuzurechnen, der die Beteiligung im
Sinne der Nummer 1 an der Organgesellschaft oder, bei mittelbarer Beteiligung an
der Organgesellschaft, die Beteiligung im Sinne der Nummer 1 an der vermitteln-
den Gesellschaft zuzuordnen ist. Eine inländische Betriebsstätte im Sinne der vor-
stehenden Sätze ist nur gegeben, wenn die dieser Betriebsstätte zuzurechnenden
Einkünfte sowohl nach innerstaatlichem Steuerrecht als auch nach einem anzuwen-
denden Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung der inländischen Be-
steuerung unterliegen.“

ccc) Der Nummer 3 werden die folgenden Sätze angefügt:

„Der Gewinnabführungsvertrag gilt auch als durchgeführt, wenn der abgeführte Gewinn
oder ausgeglichene Verlust auf einem Jahresabschluss beruht, der fehlerhafte Bilanzan-
sätze enthält, sofern

a) der Jahresabschluss wirksam festgestellt ist,

b) die Fehlerhaftigkeit bei Erstellung des Jahresabschlusses unter Anwendung der
Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns nicht hätte erkannt werden müssen und
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c) ein von der Finanzverwaltung beanstandeter Fehler spätestens in dem nächsten
nach dem Zeitpunkt der Beanstandung des Fehlers aufzustellenden Jahresabschluss
der Organgesellschaft und des Organträgers korrigiert und das Ergebnis entspre-
chend abgeführt oder ausgeglichen wird, soweit es sich um einen Fehler handelt,
der in der Handelsbilanz zu korrigieren ist.

Die Voraussetzung des Satzes 4 Buchstabe b gilt bei Vorliegen eines uneingeschränkten
Bestätigungsvermerks nach § 322 Absatz 3 des Handelsgesetzbuchs zum Jahresab-
schluss, zu einem Konzernabschluss, in den der handelsrechtliche Jahresabschluss ein-
bezogen worden ist, oder über die freiwillige Prüfung des Jahresabschlusses oder der
Bescheinigung eines Steuerberaters oder Wirtschaftsprüfers über die Erstellung eines
Jahresabschlusses mit umfassenden Beurteilungen als erfüllt.“

ddd) Nummer 5 wird wie folgt gefasst:

„5. Negative Einkünfte eines unbeschränkt steuerpflichtigen Organträgers oder einer
unbeschränkt steuerpflichtigen Organgesellschaft, deren satzungsmäßiger Sitz sich
nicht im Inland befindet, bleiben bei der inländischen Besteuerung unberücksich-
tigt, soweit sie im ausländischen Staat, der nicht Mitgliedstaat der Europäischen
Union oder des Europäischen Wirtschaftsraums ist, im Rahmen der Besteuerung
des Organträgers, der Organgesellschaft oder einer anderen Person berücksichtigt
werden.“

b) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 angefügt:

„(5) Das dem Organträger zuzurechnende Einkommen der Organgesellschaft und damit zusam-
menhängende andere Besteuerungsgrundlagen werden gegenüber dem Organträger und der Organge-
sellschaft gesondert und einheitlich festgestellt. Die Feststellungen nach Satz 1 sind für die Besteue-
rung des Einkommens des Organträgers und der Organgesellschaft bindend. Die Sätze 1 und 2 gelten
entsprechend für von der Organgesellschaft geleistete Steuern, die auf die Steuer des Organträgers an-
zurechnen sind. Zuständig für diese Feststellungen ist das Finanzamt, das für die Besteuerung nach
dem Einkommen der Organgesellschaft zuständig ist. Die Erklärung zu den gesonderten und einheitli-
chen Feststellungen nach den Sätzen 1 und 3 soll mit der Körperschaftsteuererklärung der Organge-
sellschaft verbunden werden.“

3. § 17 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 wird das Wort „Abs.“ durch das Wort „Absatz“ ersetzt und werden die Wörter „mit Ge-
schäftsleitung und Sitz im Inland“ durch die Wörter „mit Geschäftsleitung im Inland und Sitz in ei-
nem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem Vertragsstaat des EWR-Abkommens“ er-
setzt.

b) Satz 2 Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

„2. eine Verlustübernahme durch Verweis auf die Vorschriften des § 302 des Aktiengesetzes in sei-
ner jeweils gültigen Fassung vereinbart wird.“

4. § 18 wird aufgehoben.

5. § 34 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird die Angabe „2010“ durch die Angabe „2012“ ersetzt.

b) Dem Absatz 9 werden die folgenden Nummern 7 bis 9 angefügt:

„7. Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 in der Fassung des Artikels … des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …
[einsetzen: Datum und Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes]) ist in allen noch nicht
bestandskräftig veranlagten Fällen anzuwenden.

8. Absatz 1 Satz 1 erster Halbsatz und Satz 1 Nummer 5 und § 17 Satz 1 in der Fassung des Arti-
kels … des Gesetzes vom … (BGBl. I S. … [einsetzen: Datum und Fundstelle des vorliegenden
Änderungsgesetzes]) ist in allen noch nicht bestandskräftig veranlagten Fällen anzuwenden.

9. Absatz 5 in der Fassung des Artikels … des Gesetzes vom … (BGBl. I S. … [einsetzen: Datum
und Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes]) gilt erstmals für Feststellungszeiträume,
die nach dem 31. Dezember 2013 beginnen.“
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c) Nach Absatz 10a wird folgender Absatz 10b eingefügt:

„(10b) § 17 Satz 2 Nummer 2 in der Fassung des Artikels … des Gesetzes vom … (BGBl. I
S. … [einsetzen: Datum und Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes]) ist erstmals auf Ge-
winnabführungsverträge anzuwenden, die nach dem Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes abge-
schlossen oder geändert werden. Enthält ein Gewinnabführungsvertrag, der vor diesem Zeitpunkt
wirksam abgeschlossen wurde, keinen den Anforderungen des § 17 Satz 2 Nummer 2 in der Fassung
der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4144), das zuletzt durch Artikel 4 des Geset-
zes vom 7. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2592) geändert worden ist, entsprechenden Verweis auf § 302
des Aktiengesetzes, steht dies der Anwendung der §§ 14 bis 16 für Veranlagungszeiträume, die vor
dem 31. Dezember 2014 enden, nicht entgegen, wenn eine Verlustübernahme entsprechend § 302 des
Aktiengesetzes tatsächlich erfolgt ist und eine Verlustübernahme entsprechend § 17 Satz 2 Nummer 2
in der Fassung des Artikels … des Gesetzes vom … (BGBl. I S. … [einsetzen: Datum und Fundstelle
des vorliegenden Änderungsgesetzes]) bis zum Ablauf des 31. Dezember 2014 wirksam vereinbart
wird. Für die Anwendung des Satzes 2 ist die Vereinbarung einer Verlustübernahme entsprechend
§ 17 Satz 2 Nummer 2 in der Fassung des Artikels … des Gesetzes vom … (BGBl. I S. … [einsetzen:
Datum und Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes]) nicht erforderlich, wenn die steuerliche
Organschaft vor dem 1. Januar 2015 beendet wurde. Die Änderung im Sinne des Satzes 2 eines beste-
henden Gewinnabführungsvertrags gilt für die Anwendung des § 14 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 nicht
als Neuabschluss.“

d) Der bisherige Absatz 10b wird Absatz 10c.

Artikel 3

Änderung des Bundesreisekostengesetzes

§ 6 Absatz 1 Satz 2 des Bundesreisekostengesetzes vom 26. Mai 2005 (BGBl. I S. 1418), das zuletzt durch
Artikel 15 Absatz 51 des Gesetzes vom 5. Februar 2009 (BGBl. I S. 160) geändert worden ist, wird wie folgt
gefasst:

„Die Höhe des Tagegeldes bemisst sich nach der Verpflegungspauschale zur Abgeltung tatsächlich entstande-
ner, beruflich veranlasster Mehraufwendungen im Inland nach dem Einkommensteuergesetz.“

Artikel 4

Änderung des Gewerbesteuergesetzes

Das Gewerbesteuergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4167),
das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 7. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2592) geändert worden ist, wird
wie folgt geändert:

1. In § 2 Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe „§§ 14, 17 oder 18“ durch die Angabe „§ 14 oder § 17“ ersetzt.

2. In § 36 Absatz 2 wird nach Satz 4 folgender Satz eingefügt:

„§ 2 Absatz 2 Satz 2 in der Fassung des Artikels … des Gesetzes vom … (BGBl. I S. ... [einsetzen: Datum
und Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes]) ist erstmals für den Erhebungszeitraum 2012 anzu-
wenden.“

Artikel 5

Änderung der Lohnsteuer-Durchführungsverordnung

In § 4 Absatz 3 Satz 2 der Lohnsteuer-Durchführungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom
10. Oktober 1989 (BGBl. I S. 1848), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 7. Dezember 2011 (BGBl. I
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S. 2592) geändert worden ist, werden die Wörter „§ 8 Abs. 2 Satz 9 und Abs. 3“ durch die Wörter „§ 8 Absatz 2
Satz 11 und Absatz 3“ und die Wörter „§ 8 Abs. 2 Satz 9 oder Abs. 3“ durch die Wörter „§ 8 Absatz 2 Satz 11
oder Absatz 3“ ersetzt.“

Artikel 6

Inkrafttreten

Artikel 1 Nummer 1 bis 5, 7 bis 10 Buchstabe a und b sowie Artikel 3 und 5 treten am 1. Januar 2014 in
Kraft. Im Übrigen tritt dieses Gesetz am Tag nach der Verkündung in Kraft.
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